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Jürgen Rose

Absolutes Schweigen in der Bundeswehr
zum Freispruch von Major Pfaff
Kritische Soldaten sollen mundtot gemacht werden

m 7. D ezemb er 2 0 0 5 hat Harold Pinter an-
lässlich seiner Auszeichnung mit dem Lite-

raturnobelpreis auf brillante Weise der Welt den
Spiegel vorgehalten, als er üb er die Kunst, die
Wahrheit und die Politik sprach (Im In ternet un ter:

h ttp://rs. net-hh. de/arch iv/23134. h tm) .
Geradezu genial bringt der englische Schriftstel-

ler das gegenaufklärerische Kalkül, mit dem die po-
litisch Herrschenden dem Publikum den Ausgang
au s seiner selb stverschuldeten Unmündigkeit ver-
sperren wollen, auf den Punkt : »Politische Sprache ,
so wie Politiker sie gebrauchen, wagt sich auf kei-
nes dieser Gebiete , weil die Mehrheit der Politiker,
nach den uns vorliegenden B eweisen, an der Wahr-
heit kein Intere sse hat, sondern nur an der Macht
und am Erhalt die ser M acht. D amit diese Macht er-
halten bleibt, ist es unab dingb ar, dass die Men-
schen unwissend bleiben, dass sie in Unkenntnis
der Wahrheit leb en, sogar der Wahrheit ihres eige-
nen Leb ens . E s umgibt uns deshalb ein weit ver-
zweigte s Lügenge spinst, von dem wir uns nähren . «

Eine schlagende B e stätigung dieser Diagno se
hierzulande liefern die infamen Praktiken, mit de-
nen politische und militärische Entscheidungsträ-
ger ein hö chstrichterliches Urteil totzuschweigen
versuchen, das ihre Kreise nicht unerheblich zu
stören droht. E s handelt sich hierb ei um das Urteil,
welche s , einem juristischen Paukenschlag gleich,
der zweite Wehrdienstsenat am Bunde sverwal-
tungsgericht Leipzig am 2 2 . Juni letzten Jahre s ver-
kündet hatte [siehe Forum Pazifism us 0 7] . D enn
immerhin war an diesem Tag ein Stab soffizier der
Bundeswehr, Maj or Florian Pfaff, von einem der
schwerstwiegenden Vorwürfe freige spro chen
worden, die gegen einen Soldaten üb erhaupt erho-
ben werden können : dem der Gehorsamsverweige-
rung nämlich .

Und mehr no ch : Die Bunde sverwaltungsrichter
hatten der rot-grünen Bundesregierung wegen der
deutschen Unterstützungsleistungen für den
anglo-amerikanischen Aggressionskrieg gegen
den Irak im Jahr 2 0 0 3 eine scharfe Rüge erteilt.
D enn gegen diese Maßnahmen sprächen, so die
hö chstrichterliche Entscheidung, »gravierende
völkerrechtliche B edenken« .

Selb st wenn man den ge schilderten S achverhalt
lediglich als einen abgehob enen Einzelfall b ewer-
tet, hätte er Anlass sein müssen für eine intensive ,

wenn nicht stürmische D eb atte in der Bundes-
wehr.

D enn erstens hatten die Richter ihren Frei-
spruch zentral damit b egründet, dass die grundge-
setzlich ab solut ge schützte Freiheit de s Gewissens
Vorrang hab e gegenüb er der Funktionsfähigkeit
der Streitkräfte − und das selb st im Verteidigungs-
fall; denn : »D as Grundgesetz normiert . . . eine B in-
dung der Streitkräfte an die Grundrechte , nicht j e-
do ch eine Bindung der Grundrechte an die Ent-
scheidungen und B edarfslagen der Streitkräfte . «

Als wäre dies nicht schon brisant genug, knüpft
das Bundesverwaltungsgericht zweitens die solda-
tische Gehorsamspflicht an die Vorau ssetzung,
dass die von den politischen Entscheidungsträgern
erteilten Einsatzaufträge völkerrechtskonform
sein mü ssen . D enn b ereits in dem Moment, wo ein
Bunde swehreinsatz völkerrechtlich auch nur um-
stritten ist, eröffnet sich ein Freiraum für die indivi-
duelle Gewissensentscheidung de s b etroffenen
Soldaten .

Primat des Gewissens

Auf den Punkt gebracht lautet der Richter-
spruch aus Leipzig : D er Primat der Politik gilt nur
innerhalb der Grenzen von Recht und Gesetz – j en-
seits davon herrscht der Primat de s Gewissens ! Ei-
ne derart fundamentale Konklusion hätte allemal
eine breite D eb atte in der Bundeswehr verdient,
nicht zuletzt unter dem Rubrum der geheiligten In-
neren Führung.

Ab er auch ganz praktische Erwägungen legen
die umfassende Information der Soldaten üb er den
Leipziger Urteilsspruch und de ssen gründliche Er-
örterung dringend nahe . Jene b etreffen primär die
Einsatzverpflichtungen, welche die Bunde srepub-
lik D eutschland im Rahmen der »NATO Response
Force« sowie der »EU B attle Group s« eingegangen
ist. B ei die sen handelt e s sich um ständig präsente ,
innerhalb von wenigen Tagen weltweit einsetzb are
Interventionsstreitkräfte der Nordatlantischen Al-
lianz und der Europ äischen Union .

Gemäß den gültigen Einsatzdoktrinen soll zwar
j eweils ein Mandat des Sicherheitsrates der Verein-
ten Nationen eingeholt werden, b evor diese Ver-
b ände in den Einsatz gehen . Genau die s verlangt
das Völkerrecht auch ausdrücklich . Sollte der
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digungsministeriums sei nämlich »das Urteil . . .
durch die b esonderen Umstände de s Einzelfalls b e-
stimmt und entfalte nur zwischen den Prozessp ar-
teien unmittelb are Wirkung . «

Zudem qualifizieren Hardthöhen-Advokaten
den Richterspruch als in entscheidenden Punkten
fehlerhaft ab . So würden die Leipziger Richter un-
ter anderem das »verfassungsrechtlich geschützte
Gut der Funktionsfähigkeit der Streitkräfte negie-
ren« . D ie ser Vorwurf erweist sich b ei genauer Lek-
türe der Urteilsb egründung inde ssen als völlig an
den Haaren herb eigezogen . D enno ch greift die se
denunziatorische ministerielle Sprachregelung
mittlerweile auf sublime Weise im Kreise der
Rechtsb erater und militärischen Führungsverant-
wortlichen um sich .

Selb st der Vorsitzende des D eutschen Bunde s-
wehr-Verb ande s, Ob erst B ernhard Gertz, b eteiligt
sich vorb ehaltlo s an derartiger Stimmungsmache .
B ereits unmittelb ar nach der mündlichen Urteils-
verkündung gab der Volljurist zum B e sten, man
müsse hinsichtlich der Gewissensfreiheit für Sol-
daten »unterscheiden zwischen Wehrpflichtigen
und Zeit- sowie B erufssoldaten, für den B erufssol-
daten gälte eine deutlich stärkere Pflichtenbin-
dung . « Und prompt titelt er in der aktuellen Ausga-
b e seine s Verb andsorgans in einem Namensb ei-
trag : »Gehorsamsverweigerung au s Gewissens-
gründen?« – mit dickem Fragezeichen, versteht
sich . Die nachfolgenden Einlassungen strotzen von
Unverständnis und enden mit der skurril anmuten-
den Feststellung, die durch das Bundesverwal-
tungsgericht ausgelö ste »D eb atte« sei »b egrüßens-
wert« – hallo , welche D eb atte meinen Sie , Herr
Ob erst?

Auftrittsverbot für kritische Offiziere

Gleichzeitig wird der Maj or Pfaff innerhalb der
Bundeswehr mit einem Auftrittsverb ot belegt – so
ge schehen am Zentrum für Innere Führung. D ort
hat ein Seminar zum Thema » Soldat und Ethik« statt-
gefunden . Pfaff hatte angeb oten, hierb ei üb er sei-
nen Fall zu informieren und sich kritischen Fragen
zu stellen . D o ch dies war nicht gewünscht. D arauf-
hin hat der Maj or auch anderen wichtigen Ausbil-
dungseinrichtungen in den Streitkräften vorge-
schlagen, üb er seinen Fall zu informieren und zu
diskutieren . Zu die sen zählen die Bunde swehruni-
versitäten, die Führungsakademie , die Offizier-
schulen von Heer, Luftwaffe und M arine sowie die
Akademie für Information und Kommunikation.
D o ch üb erall blieb seine Offerte entweder einfach
unb eantwortet o der wurde unter fadenscheinigen
Vorwänden zurückgewiesen . Selb st b ei der Militär-
seelsorge stieß seine Anregung bislang auf taube
Ohren .

Genau wie Pfaff erging e s auch dem Autor, nach-
dem er im Wehrb ereichskommando IV in Mün-
chen, b ei dem er tätig ist, den Vorschlag zu einer

UNO-Sicherheitsrat indes die Autorisierung militä-
rischer Gewaltanwendung verweigern – so wie in
der Vergangenheit bereits mehrfach geschehen – ,
b ehalten sich NATO und auch die EU allerdings vor,
gegeb enenfalls das Völkerrecht einfach zu ignorie-
ren und eigenmächtig militärisch zu intervenieren .

Exakt in einem solchen Fall ab er entfaltet das
Leipziger Urteil seine unerhörte B risanz . D enn j e-
der Bundeswehrsoldat, der als Angehöriger der
»NATO Response Force« o der einer »EU B attle
Group« in solch einen völkerrechtlich zweifelhaf-
ten Militäreinsatz befohlen wird und die s mit sei-
nem Gewissen nicht vereinb aren kann, darf in ei-
nem solchen Fall den Gehorsam verweigern . Er
muss lediglich seinen Gewissenskonflikt rational
nachvollziehb ar darlegen und b egründen, wäh-
rend seine Vorgesetzten verpflichtet sind , ihm eine
gewissenschonende Handlungsalternative anzu-
bieten .

Pointiert lässt sich hieraus schlu ssfolgern, dass
die Einsatzb ereitschaft der Interventionstruppen
von NATO und Europ äischer Union in Zukunft von
den allfälligen Gewissenskonflikten der b eteilig-
ten deutschen Soldaten abhängen wird .

Weitere Problemfelder ähnlicher Art könnten
sich auftun, falls Bundeswehrangehörigen b efoh-
len wird , völkerrechtlich umstrittene respektive
ge ächtete Waffen und Munition einzusetzen . An
erster Stelle b etrifft dies den Einsatz von Atomwaf-
fen im Rahmen der so genannten »nuklearen Teil-
hab e« , wie sie zum B eispiel auf dem Fliegerhorst
Büchel in der Eifel gelagert werden . Ab er auch die
Verwendung von Flugzeugb omb en o der Artillerie-
raketen mit Streumunition, B randwaffen (Nap alm,
weißer Pho sphor) o der Minen zählt dazu .

Hanebüchene Interpretationen

Ungeachtet solcher Kalamitäten herrscht in der
ge samten Bundeswehr ohrenb etäub endes Schwei-
gen hinsichtlich der C ausa Pfaff und ihrer Konse-
quenzen . D er S achverhalt soll von offizieller Seite
ganz offenkundig totgeschwiegen, die Truppe
uninformiert gehalten und der Soldat Pfaff selb st
mundtot gemacht werden . Für diese Fe ststellung
sprechen eine Reihe von Indizien .

So liegt bis zum heutigen Tagen keinerlei offizi-
elle Stellungnahme aus dem B endlerblo ck, dem
B errliner Sitz des Bundesverteidigungsministeri-
ums , zu dem Leipziger Urteil und seinen Konse-
quenzen vor. Auf kritische Nachfrage seitens der
Medien wird regelmäßig darauf verwiesen, dass
sich eine »Argumentations- und Entscheidungshil-
fe für Kommandeure und Dienststellenleiter« in Er-
arb eitung befände . Die soll zum korrekten »Um-
gang mit Soldaten und Soldatinnen, die aus Gewis-
sensgründen B efehle nicht b efolgen wollen« , anlei-
ten .

Ansonsten ab er wird das Urteil in seiner B edeu-
tung herunterge spielt. Nach Auffassung de s Vertei-
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entsprechenden Unterrichtung im Rahmen der
vorgeschrieb enen Politischen Bildung einge-
bracht hatte – ein weiterer empirischer B eleg da-
für, dass die Bundeswehrführung ganz offensicht-
lich einen kritischen Diskurs üb er Themen wie die
Legitimität von Einsatzaufträgen, die Gewissens-
freiheit von Soldaten o der die Grenzen von B efehl
und Gehorsam innerhalb der Bundeswehr mit al-
len Mitteln unterbinden will . Sie unterläuft hier-
durch die zentrale Forderung der Leipziger Richter
nach einer »möglichst obj ektiven Unterrichtung al-
ler B eteiligten üb er die maßgebliche Rechtslage ,
wob ei sich diese grundrechtskonform daran orien-
tieren muss , wie ein gegeb enenfalls mit der Frage
befasste s rechtsstaatliches Gericht die S ache vo-
raussichtlich beurteilen würde . « D enn, so das Bun-
desverwaltungsgericht, »die Bundeswehr muss
sich solchen Anfragen stellen, die aus dem Gewis-
sen eines Soldaten kommen, und sollte eine derarti-
ge Persönlichkeit, die unter den ethischen Proble-
men ihre s Dienstes leidet, ermutigen, das , was sie
innerlich b edrückt, offen, gegeb enenfalls auch un-
geschützt zu artikulieren . «

D arüb er hinau s missachten die Führungs-
verantwortlichen in der Bunde swehr mit ihrem
Handeln die im § 3 3 des Soldatenge setzes fixierte
Norm, gemäß der »die Soldaten staatsbürgerlichen
und völkerrechtlichen Unterricht zu erhalten ha-
ben und üb er ihre staatsbürgerlichen und völker-
rechtlichen Pflichten und Rechte im Frieden und
im Kriege zu unterrichten sind . «

Für die The se vom Totschweigen de s Leipziger
Urteils spricht zudem, dass sich im Intranet der
Bunde swehr, wo bis zurück ins Jahr 2 0 0 0 j ede
Nichtigkeit akribisch archiviert ist, zur C ausa Pfaff
nicht ein einzige s Wort findet. Ein anderes Urteil
des Leipziger Bunde sverwaltungsgerichte s inde s
wird dort in epischer Breite gewürdigt. D as in S a-
chen Wehrgerechtigkeit vom Janu ar 2 0 0 5 nämlich,
ab er das war auch zugunsten de s Verteidigungsmi-
nisters au sgefallen – ein Schelm, wer B ö ses dab ei
denkt.

Mehr als auffällig ist no ch ein weiterer B ericht
im Intranet der Bunde swehr unter dem Rubrum
» Ge samttagung der Rechtspflege der Bundes-

wehr« . Anlässlich die ser hatten sich Angehörige
des Bundesministeriums der Verteidigung, insge-
samt immerhin circa 2 0 0 Personen, vom 1 7. bis
zum 2 0 . Oktob er 2 0 0 5 in der Luftwaffenkaserne
Wahn versammelt, um »aktuelle Probleme der Ju-
risterei zu erörtern« . D enn, so die b ahnbrechende
Erkenntnis des B erichterstatters : »Ist ein Soldat in
einer Krisensitu ation unsicher, da er nicht seine
Rechte und Pflichten kennt, so zögert er und wird
verwundb ar. Rechtskenntnisse sind heute unver-
zichtb ar für den entschiedenen Einsatz und so
wichtig wie noch nie zuvor. « Schenkt man dem B e-
richt Glauben, so »begannen schon b eim B etreten
des Konferenzgeb äude s die Diskussionen üb er
grundsätzliche Fragen der Rechtslehren . Truppen-
dienstrichter, Wehrdisziplinaranwälte , Rechtsleh-
rer und Rechtsb erater leisteten sich tief greifende
D eb atten und stellten in ihren Erörterungen
grundsätzliche Fragen, die es auf der Tagung zu b e-
antworten galt. « Selb st »neue Rechtsunterrichtsin-
halte des Bundesministeriums der Verteidigung«
wurden auf der Tagung präsentiert. Wunderlicher-
weise scheint ein Thema während die ser so unge-
mein progre ssiven Veranstaltung indes überhaupt
keine Erwähnung gefunden zu hab en – das Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts zur Gehorsams-
verweigerung des Maj ors Florian Pfaff nämlich .

Ange sichts dieser offenkundigen und vielfach
b elegb aren D esinformationspolitik kann es nicht
überraschen, wenn aus dem B endlerblock zur Cau-
sa Pfaff lakonisch verlautet : »Nach derzeitiger Er-
kenntnis sind durch das Urteil keine negativen
Auswirkungen auf die Einsatzb ereitschaft der
Truppe zu erwarten . « D a kaum ein Bunde swehrsol-
dat das Leipziger Urteil üb erhaupt kennt, steht die s
in der Tat nicht zu b efürchten .

Jürgen Rose ist Diplo m-Pädagoge und Berufsoffi-

zier der Bundeswehr im Ra nge eines Oberstleut-

nan ts. Als »Staa tsbürger in Un iform « n im m t er m it

diesem Beitrag sein Grundrech t a uf freie Mei-

n ungsäußerung wahr, a uch (und gerade) wenn

sich diese Mein ung n ich t m it der der politischen

und m ilitärischen Führung der Bundeswehr de-

cken dürfte.
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